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Rechtssatz 

In den Gesetzesmaterialien wird zu den Bestimmungen für Fachkräfte in Mangelberufen (§§ 12a und 13 
AuslBG) ausgeführt, dass die abgeschlossene Berufsausbildung in einem Mangelberuf einem 
Lehrabschluss vergleichbar zu sein hat. Zu den sonstigen Schlüsselkräften nach § 12b AuslBG halten die 
Erläuterungen fest, dass das Kriterien- und Punktesystem für die sonstigen Schlüsselkräfte (Anlage C) im 
Wesentlichen dem der Fachkräfte in Mangelberufen entspricht. Das zusätzliche Kriterium "spezielle 
Kenntnisse oder Fertigkeiten" soll alternativ zu einer abgeschlossenen Berufsausbildung gelten und 
sicherstellen, dass Profisportler, aber auch sonstige Spezialisten, die über keine formelle (Berufs-
)Ausbildung verfügen, zugelassen werden können (RV 1077 BlgNR 24. GP, 12f). Diesen Erwägungen 
des historischen Gesetzgebers ist nun aber zum einen zu entnehmen, dass die abgeschlossene 
Berufsausbildung einem Lehrabschluss nur vergleichbar zu sein hat. Zum anderen ist das zusätzliche 
Kriterium in Anlage C "spezielle Kenntnisse oder Fertigkeiten" keineswegs auf Profisportler beschränkt, 
sondern auch all jenen Personen zugänglich, die im Hinblick auf Ausbildung oder Tätigkeit als 
Spezialisten zu bezeichnen sind, die jedoch über keine formelle (Berufs-)Ausbildung verfügen. Der 
Zulassungswerber brachte vor, dass in den ersten drei Jahren seiner Berufstätigkeit seine Ausbildung zum 
Spengler erfolgte. Es kommt daher entscheidungswesentlich darauf an, ob er nach seiner "Lehrzeit" - 
unabhängig davon, ob er einen formellen Lehrabschluss erlangte - befähigt war, als Facharbeiter zu 
arbeiten und dies auch tat. In diesem Fall wäre einerseits die Berufstätigkeit nach Abschluss der 
"Lehrzeit" von drei Jahren als ausbildungsadäquate Berufstätigkeit zu werten und auch die Qualifikation 
nach dem Punkteschema zu berücksichtigen. Um den erworbenen Fachabschluss als eine zusätzliche 
Qualifikation zu bewerten ist entscheidend, ob die in Österreich angestrebte Tätigkeit bereits aufgrund der 
am Beginn der Berufstätigkeit absolvierten Ausbildung, allenfalls im Zusammenhang mit der 
anschließenden Berufstätigkeit, ausgeübt werden kann. Wäre hiefür auch der weitere Abschluss 
erforderlich, kann insoweit nicht von einer über die erforderliche Ausbildung hinausgehende zusätzliche 
Qualifikation gesprochen werden. In diesem Fall wäre die Berufstätigkeit tatsächlich noch nicht 
ausbildungsadäquat gewesen. Zu diesen Umständen sind jedoch weitere Feststellungen erforderlich, die 
das VwG - nach Durchführung des entsprechenden Ermittlungsverfahrens - zu treffen gehabt hätte. 
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